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OBERVERWALTUNGSGERICHT 
RHEINLAND-PFALZ 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsrechtsstre it 

1. der Frau Maryam KHABJANI, Familienkirche Solingen,  

Merscheider Straße 40, 42699  Solingen, 

2. der Mahla  BAREKAT I, vertr. d. d. Mutter Maryam KHABJANI,  

Fam ilienkirche Solingen, Mersche ider Straße 40, 42699 Solingen, 

- Kläger und Antragsgegner - 

 

Prozessbevo llmächtig te zu 1 -2: FZF  Rechtsanwälte, Ludolfusstraße 2-4, 
    60487 Frankfurt,  

 

g e g e n  

 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Präsidenten des 

Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Frankenstraße 210, 90461  Nürnberg,  

- Beklagte und Antragste llerin - 

 

 

w e g e n  Dublin-Verfahrens (Frankreich)  
hier: Zulassung der Berufung  

 

hat der 7.  Senat des Oberverwaltungsgerich ts Rheinland -Pfalz in Koblenz aufgrund 

der Beratung vom 4. Februar 2020, an der te ilgenommen haben 

Vorsitzender R ichter am Oberverwaltungsgerich t Dr. Stahnecker  

Richter am Oberverwaltungsgericht  Theobald 

Richter am  Oberverwaltungsgericht  Göbel 
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beschlossen: 

Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung gegen das Urte il des 
Verwaltungsgerich ts T rier vom 6. Mai 2019 wird abgelehnt. 

Die Beklagte trägt die  Kosten des Zulassungsverfahrens.  

G r ü n d e  

Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat ke inen Erfo lg .  

Der geltend gemachte Zulassungsgrund der grundsätzl ichen Bedeutung der 

Rechtssache (§ 78 Abs. 3  Nr. 1 AsylG) liegt nicht vor.  

Diese Bedeutung hat eine Rechtssache, wenn der Stre itfall  die Entscheidung einer 

klärungsbedürftigen und klärungsfähigen Rechts - oder Tatsachenfrage erfordert, 

die sich in einer Vielzah l weiterer Fälle ste llen kann und deshalb  das Interesse  der 

Allgemeinheit an der einheitlichen Entwick lung und Handhabung des Rech ts 

berührt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 4. Novem ber 2008 – 1 BvR  2587/06 –, juris, 

Rn. 19; Beschluss des Senats vom 30. September 2019 – 7 A 11012/19.OVG –,  

ESO VGRP, Rn. 4).  Keine der von der Beklagten im Antragsschriftsatz vom 

4. Juni 2019 formulierten Fragen erfüll t diese Anforderungen. 

1. Die erste Frage ist nicht klärungsbedürft ig.  

Die Klärungsbedürf tigkeit fehlt, wenn sich die  als grundsä tzl ich bezeichnete Frage 

auf der Grundlage des Gesetzes und vor liegender Rechtsprechung ohne weiteres 

beantworten lässt (vgl. VerfG H RP, Besch luss vom 13. Dezember 2004  

– VGH B 7/04 –, AS 35, 184).  Die Frage,  

ob ein sich im Dublinverfahren befind licher Asylbewerber, der sich in das 
Kirchenasyl begib t bzw. dieses im Rahmen der Mitwirkungspf lichten nicht 

wieder ve rlässt, als f lüchtig im Sinne des § 29 Abs. 2 Satz 2 Dublin III-VO 

anzusehen ist  und sich d ie Überstellungsfrist damit auf 18 Monate  verlängert , 

lässt sich unter Zugrundelegung des Urte ils des Europä ischen Gerich tshofs vom 

19. März 2019 (– C-163/17, Jawo –) ohne Durchführung eines Berufungsverfahrens 

beantworten (einhellige obergerich tliche Rechtsprechung nach diesem Urte il). Dies 



- 3 - 

- 4 - 

gilt�sowohl�für�den�Fall�des�sogenannten�„of fenen�Kirchenasyls“,� in�dem�der�Aufent-

halt der zu überstellenden Person bekannt ist (a) ), wie auch für den Fall, dass sie 

unbekannten Aufenthalts ist (b)). 

a) Der den Behörden bekannte Aufenthalt im Kirchenasyl  rech tfertigt es  nach dem 

Urte il des Europäischen Gerichtshofs nicht, die  sechsmonatige Regelüberstellungs -

frist gemäß Art. 29 Abs. 2  Satz 2  Alt.  2 Dublin III-VO auf 18 Monate zu verlängern.  

Eine so lche Verlängerung kann nur erfo lgen, wenn die  betref fende Person flüchtig  

ist. Dies setzt voraus, dass ihre Überstellung aus diesem Grund nicht erfo lgen kann. 

Diese Voraussetzung ist in Art. 29 Abs.  2 Satz 2 Alt. 1 Dublin III-VO für den Fall der 

Inhaftie rung der Person ausdrücklich genannt. Sie ist auf den Fall  ihres Flüchtig -

seins  zu übertragen, da in beiden Fällen die Fristverlängerung nur gerecht fertigt ist , 

wenn die Überstellung objektiv unmöglich ist (vgl. EuGH, Urteil  vom 19. März 2019 

– C-163/17, Jawo –, juris, Rn. 60).  

Das Kirchenasyl verhindert die Überstellung de r betreffenden Person weder recht-

lich noch – wenn ihr Aufenthaltsort bekannt ist – tatsäch lich (vgl. BremOVG, 

Beschluss vom 18. September 2019 – 1 LA 246/19 –, Rn. 7; OVG NRW , Beschluss 

vom 2. September 2019 – 11 A 2285/19.A  –, Rn. 13; OVG Nds, Beschluss vom 

25. Juli 20 19 – 10 LA 155/19 –, Rn. 14; alle juris). Nach den bindenden Vorgaben 

des Europäischen Gerich tshofs setzt  die Annahme, der Ausländer se i flüchtig , 

neben einem subjektiven auch ein objektives Element voraus . Subjektiv ist 

erforderlich,  dass sich der Betroffene den zuständigen nationalen Behörden 

entziehen und seine Überstellung vere iteln will. Objektiv muss dieses Verhalten zu r 

Unmöglichkeit der Überstellung führen (vgl. VGH BW, Urte il vom 29. Ju li 2019  

– A 4 S 749/19 –, juris,  Rn. 123).   

Das objektive Element beto nt der Europäische Gerichtshof im Urte il vom 

19. März 2019 (– C-163/17, Jawo –, juris, Rn. 60) , indem er feststell t, Art. 29 Abs. 2  

Satz 2 Dublin III-VO gesta tte ausnahmsw eise eine Fristverlängerung, um zu 

berücksich tigen, dass es dem Mitgliedstaat auf Grund der Inhaftierung oder Flucht  

der betref fenden Person tatsächlich unmöglich ist, die  Überstellung durchzuführen. 

Die  Voraussetzung der Nichtdurchführbarkeit der Überstellung wiederholt der 

Gerich tshof bei der Beantwortung der ersten Vorlagefrage (Rn. 70). Mit anderen 
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Worten muss das Verhalten der Person kausa l dafür se in, dass sie nicht an den 

anderen Mitgliedstaat überstellt werden kann (vg l. OVG NRW, Beschluss vom 

5. September 2019 – 13 A 2890/19.A –, Rn. 15; OVG Nds,  Beschluss vom 

25. Juli 2019 – 10 LA 155/19 –, Rn. 14; beide juris).  

Diese Voraussetzung ist nicht erfü llt,  wenn die  Behörden – wie im Fall der 

Klägerinnen – wissen, wo sich der Betroffene aufhält, und objekt iv gesehen auf ihn  

zugreifen können (vgl.  VGH BW, Urte il vom 29. Juli 2019 – A 4 S 749/19 –, juris, 

Rn. 123). Das Kirchenasyl allein verh indert  den behörd lichen Zugriff zu r 

Durchsetzung der Überstellung nicht ; es stellt  ke in rechtliches Hindernis dar (vgl. 

HessVGH, Beschluss vom 12. September 2019 – 6 A 1495/19.Z.A. – juris, Rn. 9).  

Es existiert ke in Sonderrech t der Kirchen, welches die Behörden hindert , die 

Überstellung einer im Kirchenasyl befind lichen Person zu betreiben und dazu 

gegebenenfalls unmittelbaren Zwang anzuwenden (vgl. BremOVG,  Beschluss vom 

18. September 2019 – 1 LA 2 46/19 –, Rn. 7). Aus der Vereinbarung zw ischen der 

Beklagten und Vert retern der evangelischen und ka tholischen Kirchen im Februar 

2015 zur Handhabung von Kirchenasylfällen (vgl. BT-Drs. 18/9894, S. 2) ergibt sich  

nichts Anderes. Es ist bereits unklar, welche Rechtsquali tät die Vere inbarung hat 

und ob sie die Ausländerbehörden bindet. Ungeachtet dessen handelt es sich 

jedenfalls nicht um eine gesetzliche Vorgabe, die  im Überstellungsverfahren zu  

beachten wäre (vgl. OVG NRW , Beschluss vom 2. September 2019  

– 11 A 2285/19.A –, Rn. 24). Erst rech t kann sie die einschläg igen europarecht lichen 

Vorschriften nicht  verdrängen. Die Überstellungsfristen in Art. 29 Dublin III-VO 

sollen  die zügige Bearbeitung eines Antrags auf internationalen Schutz gewähr-

leisten, indem die betreffende Person möglichst rasch an den für die Prüfung des 

Antrags zuständigen Staat überwiesen wird (vgl. EuGH, Urteil  vom 19. März  2019  

– C-163/17, Jawo –, juris, Rn. 59). Diesem Ziel widerspräche es , wenn ein 

Mitg liedstaat auf die Durchsetzung der Überstellung verzichten könnte , obschon 

kein Vollzugsh indernis vor liegt, und sich  die Überstellungsf rist  gleichwohl ver -

längern ließe (vg l. OVG Nds, Beschluss vom 25. Ju li 2019 – 10 LA 155/19 –, ju ris,  

Rn. 16). Zudem wäre die einheitliche Anwendung der Regeln zur Verlängerung der 

Überstellungsfristen nicht mehr gewahrt,  wenn ein Mitgl iedstaat sie faktisch zu 

Lasten anderer Mitgl iedstaaten erweitern könnte , indem er gesetzl ich nicht  vorge-

sehene Vollzugsh indernisse fre iwillig toleriert  (vgl. OVG NRW , B eschluss vom 

5. September 2019 – 13 A 2890/19.A –, Rn. 18).   
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b) Ebenso geklärt ist durch das Urteil  des Europäischen Gerichtshofs vom 

19. März 2019 die Frage, welche Ausw irkungen ein den Behörden unbekannter 

Aufenthalt der betreffenden Person im Kirchenasyl für die Frage der Frist -

verlängerung hat. 

Ist der unbekannte Aufenthalt kausal für die Unmöglichkeit der Überstellung , ist die 

Fristverlängerung gerech tfertigt. Dann gilt zugleich  das subjektive Element – Ab-

sich t, die Überstellung zu ve reiteln – als erfüllt. Denn die nationalen  Behörden 

dürfen, wenn die betref fende Person die  ihr zugewiesene W ohnung verlassen hat, 

ohne über ihre Abwesenheit zu informieren, annehmen, dass sie beabsichtigt , sich  

den Behörden zu entziehen, um ihre Überstellung zu vere iteln, so fern die  Person 

über ihre Pflichten ordnungsgemäß informiert  wurde (vgl. EuGH, Urte il vom 

19. März 2019 – C-163/17, Jawo –, juris, Rn. 62).  

c) Die Darlegungen der Beklagten zu  dieser von ihr formulierten Frage fü hren zu 

keinem anderen Ergebnis.  

Ihr zentra ler Einwand gegen das angegriffene Urte il ist mit dem Urte il des Euro -

päischen Gerichtshofs vom 19. März 2019 nicht zu  vereinbaren. Die  Beklagte meint, 

schon der W ille der betreffenden Person, sich  den zuständigen Behörden und somit 

der eigenen Überstellung zu  entziehen, genüge um anzunehmen, sie se i f lüchtig.  

Damit verkennt sie, dass der Europäische Gerichtshof – wie dargelegt – mit seinen 

Ausführungen zu dem subjektiven Element für die  Annahme des Flüch tigseins die 

Bedeutung des objektiven Elements, also  der Unmöglichke it der Überstellung, nicht 

aufgab. Die von der Beklagten angeführten Passagen aus diesem Urteil  dürfen nicht 

isoliert gesehen werden. Sie stehen in engem Zusammenhang zu  den Aus -

führungen, in denen als Voraussetzung für die Ver längerung der Überstellungsfrist 

gemäß Art. 29 Abs. 2 Satz 2  Alt.  2 Dublin III-VO die Unmöglichkeit der Überstellung 

gefordert wird (vgl. EuGH, Urte il vom 19. März 2019  – C-163/17, Jawo –, juris, 

Rn. 60, 70).  

2. Die zwe ite von der Beklagten aufgeworfene Frage ist nicht klärungsfähig . 

Klärungsfähig  ist eine Rech ts- oder Tatsachenfrage nur, wenn sie für das ange -

fochtene Urteil  entscheidungserheblich war oder es nur deshalb n icht war, weil  das 
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Verwaltungsgerich t eine andere Sach - oder Rech tsfrage unrich tig  entschieden hat. 

Ferner muss die  Frage für das Berufungsurteil  entscheidungserheblich (vgl. Be-

sch luss des Senats vom 30. September 2019 – 7 A 11012/19.OVG –,  ESO VGRP, 

Rn. 10; VGH BW , Beschluss vom 14. März 2018 – A 4 S 544/18 –, juris, Rn. 2 ) und 

einer abst rakten Klärung zugänglich  se in (vgl. BVerwG, Beschluss vom  8. August  

2018 – 1 B 25/18 –, juris, Rn. 5).   

Die Frage,  

ob das Verlassen des Kirchenasyls bzw. die Aufforderung das Kirchenasyl 

zu verlassen als  „Selbstgeste l lung“� zu� qualifizieren� ist� bzw .� wenn� die�

Aufforderung bzw. das Verlassen des Kirchenasyl s als eine Se lbstgeste llung 
zu qualifizieren ist, ob diese als eine  zu lässige  Überstellungsm odali tät des 

Art. 7 Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission vom 2. September 

2003 angesehen werden kann und so von der Mitwirkungspf licht im Rahmen 
des Asylverfahrens umfasst ist, 

wäre für ein Berufungsurteil unerheblich.  Auf die recht liche Qualifizierung des in der 

Frage beschriebenen Verhaltens kommt es nicht an. Entscheidu ngserheblich ist 

allein, ob die Überstellungsf rist nach Art. 29 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 Dublin III-VO ver -

längert werden konnte, weil die  Klägerinnen als flücht ig anzusehen waren. Für die  

dabei zu beantwortende Frage, ob ihre Überstellung während ihres Kirche nasyls  

unmöglich war,  ist  es n icht  von Bedeutung, wie ihr Verhalten zu qualif izieren ist und 

ob sie etwaige Mitwirkungspflichten verletzt haben (vgl. O VG NRW , Beschluss vom 

2. September 2019 – 11 A 2285/19.A –, juris, Rn. 21).  

3. Die dritte im Schriftsa tz vom 4. Juni 2019 formulierte Frage ist weder klärungs -

bedürft ig noch -fähig.  

Zunächst ist die Frage,  

ob ein Asylbewerber in einem Verfahren gegen die  Überstellungs -

entscheidung einwenden kann, die Überstellungsf rist  von 6 Monaten se i 

abgelaufen, weil  er nicht flüchtig  gewesen se i, wenn die beteiligte Kirchen -

gemeinde sich n icht an die  m it dem Bundesamt getrof fene Vereinbarung hält 
und insbesondere nach negativer Entscheidung im Dossierverfahren das 

Kirchenasyl nich t beendet, 

aus den in  Abschnitt 2  genannten Gründen ebenfalls nicht klärungsfähig.  
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Sodann fehlt für diese Frage die Klärungsbedürf tigkeit. Der Europäische Gerich ts -

hof hat in seinem Urteil  vom 19. März 2019 die  Frage bejaht, ob im Rahmen eines 

Verfahrens gegen eine Überstellungsentscheidung die betreffende Person geltend 

machen kann, die Überstellungsf rist sei abgelau fen, weil  sie nicht  flücht ig gewesen 

sei (– C-163/17, Jawo –, juris, Rn. 66).  Ob die Person mit diesem Einwand Erfolg  

hat, hängt davon ab, ob das objektive Element für die Annahme  ihres F lüchtigseins 

gegeben ist oder nicht, ob ihre Überstellung also tatsächlich oder rech tlich un -

möglich war. Insoweit ist das Verhalten der jeweiligen Kirchengemeinde ohne Be -

deutung, da das Kirchenasyl – wie dargelegt – die Möglichkeit staatlicher Maß-

nahmen zur Durchsetzung der Überstellung der betreffenden Person nicht 

verh indert . 

4. Die Kostenentscheidung folgt aus §  154 Abs. 2 VwGO ; gemäß § 83b AsylG ist 

das Verfahren gerichtskostenfre i. 

Dieser Beschluss ist unanfech tbar; damit wird  die Urte il des Ve rwaltungsgerich ts 

rech tskräftig  (§ 152 Abs. 1  VwGO, § 78 Abs.  5 Satz 2  AsylG).  

   

gez. D r. Stahnecker  gez. T heobald gez. G öbel 

 

 

Beglaubig t 

Balcke, Justi zobersekretärin 

als Urkundsbeamtin  der Geschäftsstelle  

Un terzeich ner : Balck e,  An ika
Da tum : 1 0.0 2. 202 0 0 8: 16 Uh r


